
Hausanschrift: Bad Wilhelmshöhe  •  Weißensteinstraße 70-72  •  34131 Kassel  •  Internet: www.lsv.de 
Postanschrift: Postfach 41 03 56  •  34114 Kassel 

 

 

S P I T Z E N V E R B A N D   
der landwirtschaftlichen Sozialversicherung 
- Körperschaft des öffentlichen Rechts - 
 
Ansprechpartner/in: Kucklack, Michael   0561 9359-467   Fax 0561 935936-0467  

 
 
Erstattung außergerichtlicher Kosten im sozialgerichtlichen Verfah-
ren nach einseitiger Erledigungserklärung des Klägers 
Beschluss des LSG Baden-Württemberg vom 22.05.2012 
 
Rdschr. L Nr. 028/2012 vom 09.03.2012 

 
Rundschreiben L 
Nr.    081/2012 
vom 10.07.2012 
 
2.35.07 

  
 
 
 
An die 
landwirtschaftlichen Alterskassen 
 
 
Das LSG Baden-Württemberg hat in seinem Beschluss vom 22.05.2012 (s. Anlage) 
entschieden, dass dem Kläger die außergerichtlichen Kosten im sozialgerichtlichen 
Verfahren nicht zu erstatten sind, wenn dieser seinerseits den Rechtsstreit für erle-
digt erklärt hat. Nach Ansicht des Gerichts komme die einseitige Erledigungserklä-
rung des Klägers im Sinne der BSG-Rechtsprechung (Beschluss vom 29.12.2005 -  
B 7a AL 192/05 B - m. w. N.) einer Klagerücknahme gleich.  
 
Nach ständiger Rechtsprechung des BSG hat die Erledigungserklärung keine eigen-
ständige, insbesondere kostenrechtliche Bedeutung, sondern sie führt, wenn - wie 
hier - kostenprivilegierte Personen i. S. v. § 183 SGG beteiligt sind, zur Beendigung 
des Rechtsstreits in der Hauptsache. Sie stellt sich je nach prozessualer Konstellati-
on entweder als Klagerücknahme oder als Annahme eines von der Beklagten abge-
gebenen Anerkenntnisses dar.  
 
In dem zu entscheidenden Fall hatte der Kläger den Rechtsstreit für erledigt erklärt, 
nachdem ihm die begehrte Rente durch die beklagte LAK zugebilligt worden war. Die 
Rentenbewilligung war in Anwendung von § 94 Abs. 1 Satz 1 ALG möglich gewor-
den, weil durch die während des Verfahrens eingetretene Rechtsänderung im Zuge 
des LSV-Neuordnungsgesetzes ein Rentenanspruch begründet werden konnte. In-
folge der Rechtsänderung wurden die rechtlichen Voraussetzungen für die Abgabe 
des Unternehmens an den Ehegatten erstmals erfüllt. Bis dahin hatten die abgabe-
rechtlichen Voraussetzungen auch nach Feststellung des Gerichts nicht vorgelegen.  
 
Da der Rentenanspruch des Klägers erst im Laufe des Rechtsstreits durch eine 
Rechtsänderung entstanden und von der beklagten LAK auch umgehend nach 
Kenntnisnahme der Rechtsänderung umgesetzt worden ist, entspricht es nach An-
sicht des LSG nur der Billigkeit i. S. d. § 93 ZPO, wenn der Kläger seine außerge-
richtlichen Kosten selbst trägt. 
 
Mit der Entscheidung des LSG wird die im Bezugsrundschreiben bekanntgegebene 
Rechtsauffassung bestätigt.  
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Mit dem Hinweis auf die BSG-Rechtsprechung wird zudem deutlich, dass auch im 
Falle der Annahme eines Anerkenntnisses, die ohne explizite Kostenregelung abge-
geben wird, kein Anspruch auf Erstattung der außergerichtlichen Kosten im sozialge-
richtlichen Verfahren begründet wird, wenn mit der Annahme des Anerkenntnisses 
der Rechtsstreit für erledigt erklärt wird.  
 
Um Kenntnisnahme wird gebeten. 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. 
Zindel 
 
Anlage 
Beschluss des LSG BW vom 22.05.2012 (L 10 LW 262/11); Az.: w. o.  
 
 
 
 








